
Mehr Informationen
Weitere aktuelle Informationen erhalten Sie über unseren LinkedIn-Kanal: 
linkedin.com/company/eppendorfer-dialog-zur-gesundheitspolitik 

17:30 Uhr	 Einlass und Empfang
18:00 Uhr	 Begrüßung durch Prof. Dr. Achim Jockwig
	 Politisches Grußwort durch Tino Sorge, MdB, 

Parlamentarischer Staatssekretär, Bundesministerium für Gesundheit (BMG)
	 Impulsvortrag durch Dr. Francesco De Meo,  

CEO Med:On MVZ, ehem. DAX-Vorstand Fresenius und CEO Helios,  
Berater und Unternehmer

	 Impulsvortrag durch Prof. Dr. Boris Augurzky,  
Gesundheitspolitischer Sprecher RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Außerordentlicher Professor an der Universität Duisburg-Essen, Geschäftsführer 
der Institute for Health Care Business GmbH, Vorstandsvorsitzender der  
Rhön-Stiftung

	 Paneldiskussion mit:
•	 Tino Sorge, MdB
•	 Karin Maag, unparteiisches Mitglied im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
•	 Oliver Blatt, Vorstandsvorsitzender des GKV-Spitzenverbandes
•	 Michael Hennrich, Geschäftsführer Politik Pharma Deutschland e. V.
•	 Prof. Dr. Boris Augurzky
•	 Dr. Francesco De Meo

	 Publikumsfragen
20:00 Uhr	 Abschlussworte durch Prof. Dr. Achim Jockwig und gemeinsamer Ausklang

Programm

Hier anmelden!
Wir bitten um eine vorherige Anmeldung unter: 
eppendorferdialog.de/anmeldung

26. Eppendorfer Dialog zur Gesundheitspolitik 
Einladung zum

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir laden Sie ein, die aktuelle Versorgungsdebatte aktiv mitzugestalten.

Diskutieren Sie mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Gesundheitswesen, 
Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft über Reformbedarf, Finanzierungs-
modelle und konkrete Lösungsansätze – offen, kontrovers und praxisnah.

Die Veranstaltung ist kostenfrei. Wir freuen uns, Sie in Berlin begrüßen zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen 
Ihr Prof. Dr. Achim Jockwig 
Chairman des Eppendorfer Dialogs

Berlin 
2. Dezember 2025
Langenbeck-Virchow-Haus  

Luisenstr. 58/59, 10117 Berlin Mitte

Gesundheit als ein Fundament der Demokratie – Wie sichern wir in  
dieser Legislatur eine gerechte und finanzierbare Versorgung?


